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Balance zwischen föderaler 
Vielfalt und notwendiger 
Einheitlichkeit gerät aus dem
Gleichgewicht
Die nahende Föderalismusreform bricht
mit bislang gültigen Leitgedanken der 
föderalen Zuständigkeitsverteilung und
ersetzt sie durch neue Leitbegriffe. Wur-
de vormals in der Zuständigkeitsverklam-
merung von Bund und Ländern ein aus-
geklügeltes System föderaler cheques
and balances gesehen, geht es nun um
die »Entflechtung« der Zuständigkeiten
im Interesse handlungsfähiger, effektiv
agierender Zuständigkeitsträger. So be-
rechtigt das Reformanliegen auch ist, 
im geschnürten »Reformpaket« droht die
sachbezogen austarierte Balance zwi-
schen belebender föderaler Vielfalt und
staatsnotwendiger Einheitlichkeit aus
dem Gleichgewicht zu geraten. Im Ver-
lauf der weniger sach- denn machtbe-
zogen geführten Reformdiskussion sah
sich der Bund genötigt, auch solche Zu-
ständigkeiten preiszugeben, deren Aus-
übung zur Herstellung einheitlicher Le-
bensverhältnisse oder zur Wahrung der
Rechts- und Wirtschaftseinheit er noch
vor kurzem für »erforderlich« hielt (Art. 72
Abs. 2 GG). So verliert der Bund nun die
Zuständigkeit für die Besoldung und Ver-
sorgung der Beamten (Art. 74a Abs. 1
GG), die er noch im September 2005 in
Anspruch nahm.
Keine Zuständigkeit für die 
Besoldung der Beamten
Was die »Stärkung der Personalhoheit der
Länder«, als welche die bevorstehende
Rückkehr zum längst überwundenen
Rechtszustand von 1971 angepriesen
wird, in ihren praktischen Auswirkungen
bedeuten mag, das können sich am
ehesten die Professoren vorstellen, die
schon in den Genuss der W-Besoldung
gekommen sind. Die neue Professoren-
besoldung hat zu einem Mehrebenensys-
tem der besoldungsrelevanten Rechts-
quellen geführt, weil der Bund bewusst
darauf verzichtet hat, in diesem Bereich
von der konkurrierenden Gesetzgebungs-
zuständigkeit erschöpfend Gebrauch zu
machen. Erst aus der Zusammenschau
von bundesrechtlichen, landesrechtlichen
und hochschuleigenen Normen ist die in-
dividuelle Besoldung der W-Professoren
zu ermitteln. Ihre Intransparenz und Kom-
plexität, ihr politisch gewollter Sparcha-
rakter hat zu einem Akzeptanzproblem
geführt, und das ist längst noch nicht das
größte Problem.
Die grundlegenden Strukturen der Pro-
fessorenbesoldung hat der Gesetzgeber
nur in großen zeitlichen Abständen ver-
ändert. Im Jahr 1975 ist die Besoldungs-
gruppe C eingeführt worden, die im We-
sentlichen unverändert bis zum Jahr 2002
bestehen blieb. Das Professorenbesol-
dungsreformgesetz von 2002 freilich
könnte sich schon in nächster Zukunft als
Auslaufmodell und Ladenhüter entpup-
pen. Die Föderalismusreform beschert
den Ländern die Zuständigkeit für die Pro-
fessorenbesoldung und Versorgung, oh-
ne dass irgendjemand auch nur die Fra-
ge gestellt hätte, ob der Kompetenzüber-
gang nicht das Risiko eines wissen-
schaftsinadäquaten Reformrhythmus in
sich birgt. Wird es dem „Wettbewerb um
die besten Köpfe“, der ein nationaler und
ein internationaler Wettbewerb ist, gut
tun, wenn schon im nächsten Jahr aber-
mals ein neues Besoldungsregime einge-
führt wird? Gewiss, für die allernächste
Zeit ist mit einer neuerlichen Professoren-
besoldungsnovelle nicht in allen Bundes-
ländern zu rechnen. Doch gehört nicht
allzu viel Phantasie zu der Vorstellung,
dass einige Bundesländer rasch von der
neu gewonnenen ausschließlichen Zu-
ständigkeit Gebrauch machen werden.
Wie wird sich dann der Wechsel zu einem
Nachtrag: Wer gewinnt durch die geplante 
Föderalismusreform?
Ergänzend zu den Beiträgen, die im ifo Schnelldienst Nr. 10/2006 zur Föderalismusreform veröf-
fentlicht wurden, stellt Prof. Dr. Bernhard Kempen seine Meinung zu diesem Reformvorhaben dar. 
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möglicherweise als P-Besoldung titulierten neuen Landes-
besoldungsregime auf den schwierigen Personalwettbe-
werb in der Wissenschaft auswirken? 
Vor einem Kurswechsel sollte jedenfalls die Vergewisserung
stehen, welches Ziel bislang angepeilt wurde. Die Urheber
der Reform, die sich heute ihrer Vaterschaft kaum mehr be-
rühmen, wollten durch die Abschaffung der Besoldungsal-
tersstufen und die Einführung flexibler leistungsabhängiger
Besoldungsbestandteile zwei Ziele erreichen, ein offen an-
gestrebtes und ein insgeheim verfolgtes. Das offen angestreb-
te heißt »Modernisierung«, gelegentlich auch »Leistungsstei-
gerung«, das insgeheim angestrebte heißt »Einsparung«. 
Das Verfolgen des letztgenannten Ziels, das Einsparen staat-
licher Mittel, wurde und wird von den politisch Verantwort-
lichen im Bund und in den Ländern so vehement bestritten,
als sei es strafbar, mit öffentlichen Haushaltsmitteln sparsam
umzugehen. Die politische Unehrlichkeit könnte den Profes-
soren schmeicheln, bringt die Notlüge doch auch Respekt
gegenüber der Wissenschaft zum Ausdruck. Allein, die Spar-
folgen wirken sich für die Betroffenen zu massiv aus, um für
politische Schmeichelei empfänglich zu werden. Dabei ist
das ganze Ausmaß des Minderverdienstes für die W-Be-
soldeten noch gar nicht abzusehen. Erst im Vergleich des
auch das Ruhegehalt einbeziehenden Lebenseinkommens
von C- und W-Besoldeten ist der Verlust erfassbar. Auf der
Grundlage der von der Bundesregierung selbst vorgeleg-
ten Zahlen für einen »durchschnittlich« leistungsfähigen
Hochschullehrer in der W-Besoldung errechnet sich ge-
genüber dem »durchschnittlich« leistungsfähigen Hochschul-
lehrer in der C-Besoldung ein Verlust an Lebenseinkom-
men in der Größenordnung von 90 000 bis 400 000 €. Frei-
lich streicht der Staat dieses Mindereinkommen nicht gänz-
lich ein. Der Vergaberahmen (§ 34 Abs. 1 Satz 1 BBesG)
sorgt dafür, dass die ausgekehrte Summe für die Professo-
renschaft an den Hochschulen bezogen auf das Stichjahr
2001 (fast) konstant bleibt. Ein Einspareffekt ergibt sich viel-
mehr vor allem aus der nur eingeschränkten Ruhegehalts-
fähigkeit der flexiblen Besoldungsbestandteile. 
Die Bundesländer werden im Vollbesitz der Gesetzgebungs-
zuständigkeit für die Professorenbesoldung das Rad nicht
neu erfinden können. Aber können sie es in eine andere Rich-
tung lenken? Gab bislang das in Art. 33 Abs. 5 GG als her-
gebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums verankerte
Alimentationsprinzip dem Gesetzgeber eine vergleichswei-
se klare, nicht zuletzt durch die Judikatur des Bundesver-
fassungsgerichts konturierte Direktive, so wird diese norma-
tive Kraft zukünftig nicht mehr zu erwarten sein. Denn mit
der im Zuge der Föderalismusreform ebenfalls vorgesehe-
nen Ergänzung des Art. 33 Abs. 5 um die Worte »und fort-
zuentwickeln« ist die Tür weit aufgestoßen für eine Auswei-
tung des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums. Zwar
beeilt sich die Begründung zum Verfassungsänderungs-
entwurf zu versichern, dass »die hergebrachten Grundsät-
ze des Berufsbeamtentums (...) auch weiterhin zu berück-
sichtigen (sind)«. Doch stimmt gerade diese Versicherung
nachdenklich. Welchen Sinn hat die textliche Ergänzung,
wenn es nicht darum geht, die vorkonstitutionell tradierten
Grundsätze an den Rändern aufzuweichen? Die Direkti-
onskraft der Grundsätze dürfte mit der Verfassungsände-
rung jedenfalls nicht eine Stärkung, sondern eine Schwä-
chung erfahren. Ob und in welcher Form künftig der »Ge-
setzesvorbehalt im Beamtenrecht« für die Professorenbe-
soldung Geltung und Wirksamkeit beanspruchen kann, ist
derzeit nicht sicher zu prognostizieren. Die Hürde vor der
Einführung von »Billig-« oder »Barfußprofessoren«, über de-
ren Forschungs- und Lehrqualität sich niemand Illusionen
machen sollte, wird nicht wegfallen, aber sie wird niedriger. 
Zukünftige Besoldungsvielfalt
Noch aber ist die Föderalismusreform nicht unter Dach und
Fach. Solange sie nicht vollendet ist, lohnt es, die W-Besol-
dung nicht nur wegen ihrer aktuellen Auswirkungen auf den
Professorenarbeitsmarkt, nicht nur wegen ihrer mutmaßli-
chen Verfassungswidrigkeit, sondern auch wegen ihrer fö-
deralen Vorprägung für die in Zukunft auf 17 Einheiten sich
erstreckende Besoldungsvielfalt in Augenschein zu nehmen.
In Ermangelung einer belastbaren Statistik kann es im Fol-
genden nur darum gehen, vorläufig und schlaglichtartig ei-
nige Entwicklungen und Tendenzen anzudeuten, die im Um-
gang mit der W-Besoldung zu beobachten sind. Die Beob-
achtungen stützen sich dabei ganz wesentlich auf anony-
misierte Informationen seitens der Abteilung für juristische
Berufungsberatung des Deutschen Hochschulverbandes in
Bonn, der für sich in Anspruch nimmt, seit Einführung der
W-Besoldung mehr als 60% aller Berufungsfälle in Deutsch-
land beratend begleitet zu haben. 
Eine erste Erkenntnis ist, dass offenbar auch unter dem
Regime der W-Besoldung das Dienstalter keineswegs als
Besoldungsfaktor ausgeklammert ist. Junge Nachwuchs-
wissenschaftler haben es außerordentlich schwer, mit dem
ersten Ruf einen Berufungs-Leistungsbezug zu erhalten. Viel
hängt in dieser Konstellation von dem individuellen Verhand-
lungsgeschick des Rufinhabers ab. Vor derselben Schwie-
rigkeit stehen aber auch Mehrfachberufene, die von der C-
Besoldung in die W-Besoldung wechseln möchten. Rufin-
habern, die in den Dienstaltersstufen der C-Besoldung noch
nicht weit vorangeschritten sind, gereicht ihr jugendliches
Alter zum Nachteil, denn ihnen gelingt es oftmals nicht, ei-
nen mit der C-Besoldung äquivalenten Zustand herauszu-
handeln. Hier ist es nicht selten schon als großer Erfolg zu
verbuchen, wenn es dem Rufinhaber trotz mehrfacher Vor-
Rufe gelingt, in der W-3-Besoldung in den Bereich des
C-4-Endgrundgehaltes vorzustoßen. 
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Die W-Besoldung erweist sich als Mobilitätshemmnis für die
Generation der aktiven nach C 4 besoldeten Professorinnen
und Professoren. In dieser Gruppe ist jetzt die Bereitschaft
weniger ausgeprägt, sich um einen Ruf zu bemühen. Die Er-
wartung, in der W-Besoldung trotz hervorragender wissen-
schaftlicher Leistung in einem aufwendigen Verfahren um
bescheidene Besoldungsbestandteile kämpfen zu müssen,
hält viele von einer Bewerbung ab. Umgekehrt gehen viele
Hochschulen vermehrt dazu über, reine »Privatdozenten-
Listen« zu beschließen, weil die Anwerbung eines C-3- oder
C-4-Kollegen ohnehin als aussichtslos eingeschätzt wird. 
Individuelle Zielvereinbarungen, von denen einige Hochschu-
len Gebrauch machen, lassen leicht dienst- und besoldungs-
rechtliche Verwerfungen entstehen. So ist gelegentlich zwei-
felhaft, ob und in welcher Höhe ein Leistungsbezug, der
variabel an den Grad einer Zielerfüllung geknüpft wird, un-
befristet oder befristet erteilt ist. Dies hat Konsequenzen für
die Frage der Ruhegehaltsfähigkeit. Der Zielvereinbarungs-
kultur immanent ist das Risiko, Zuflucht in irrealen Verspre-
chenswelten zu suchen. Die Gefahr, in der scientific com-
munity Reputation zu verspielen, wird dabei von beiden Ver-
handlungsseiten ebenso unterschätzt wie die Gefahr, mit
dem Strafrecht nähere Bekanntschaft zu machen.
Die besonderen Leistungsbezüge (§ 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
BBesG) spielen bisher nur eine sehr untergeordnete Rolle. Die
Verfahren zur Gewährung dieser Art flexibler Bezüge werden
voraussichtlich erst im Jahr 2007 in fester Übung stehen.
Die Bandbreite der erzielten Verhandlungsergebnisse in der
W-Besoldung ist beträchtlich. In Einzelfällen sind, sowohl
in Berufungs- wie in Bleibeverhandlungskonstellationen,
Besoldungsregionen erreicht worden, die in der C-Besol-
dung unerreichbar waren. Das Überschreiten der sog.
B-10-Grenze (§ 33 Abs. 2 BBesG) mit einer Besoldung von
mehr als 130 000 €/Jahr ist freilich auf einzelne Fälle be-
schränkt. Andererseits gibt es die große Zahl von erstbe-
rufenen Professorinnen und Professoren, die über Gehäl-
ter in der Größenordnung von 47 000 bis 54 000 €/Jahr
verfügen. Der Blick auf diese Besoldungsverhältnisse hält
in den marktnahen Fächern insbesondere der Wirtschafts-
und Rechtswissenschaften, der Ingenieur- und Technik-
wissenschaften sowie der Naturwissenschaften nachweis-
lich viele und oft die besten Nachwuchskräfte davon ab,
eine Professur anzustreben. 
In der sog. Expertenkommission »Reform des Hochschul-
dienstrechts«, die auf Geheiß der damaligen Bundesminis-
terin für Bildung und Wissenschaft Bulmahn in der Vorbe-
reitungsphase des Professorenbesoldungsreformgesetzes
tätig war, wurde in dem Konzept der W-Besoldung, garan-
tierte Grundgehälter mit nicht-garantierten flexiblen Bezü-
gen zu kombinieren, bereits »ein gewisses verfassungsrecht-
liches Risiko« gesehen. Die Kommission hat sich gleichwohl
dafür entschieden, ein klares Votum zugunsten des neuen
Besoldungskonzepts abzugeben. Ob es sich dabei um ei-
nen Fall tatkräftiger Risikofreude oder eher um einen Fall kol-
lektiver leichtsinniger Verantwortungslosigkeit handelt, mag
hier dahinstehen. Ein abschließendes Urteil wird leichter
fallen, wenn die höchsten Gerichte entschieden haben wer-
den. Dass solche Entscheidungen nicht mehr lange auf sich
warten lassen, steht fest: in mehreren Ländern haben W-
Besoldete den Rechtsweg beschritten. Im Kern wird es in
diesen Verfahren um die Frage der Amtsangemessenheit
der Alimentation gehen. 
In § 33 Ab4. 3 Satz 1 BBesG hat es der Bundesgesetzge-
ber den Ländern ausdrücklich überlassen, »das Nähere zur
Gewährung der Leistungsbezüge« zu regeln, wobei er »das
Nähere« auch gleich beispielhaft verdeutlicht. »Insbeson-
dere«, so fährt das Gesetz fort, seien Bestimmungen »über
das Vergabeverfahren, die Zuständigkeit für die Vergabe so-
wie die Voraussetzungen und die Kriterien der Vergabe«,
»zur Ruhegehaltsfähigkeit befristet gewährter Leistungsbe-
züge (...)« und »über die Teilnahme von Leistungsbezügen
an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen« zu treffen.
Die Einbeziehung der Länder entspringt dabei weniger dem
Bedürfnis nach Förderung eines kompetitiven Föderalismus,
als vielmehr dem gesetzgeberischen Unvermögen, »insbe-
sondere« die schwierige Frage nach der Leistungsbewer-
tung in der Wissenschaft überzeugend zu beantworten. Nach
der Art eines Schwarzer-Peter-Spiels hat der Bund die Fra-
ge an die Länder weitergeschoben. Das ist zwar unter dem
Gesichtspunkt der vom Bund für »erforderlich« (Art. 72 Abs.2
GG) gehaltenen »Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamt-
staatlichen Interesse« merkwürdig, aber nicht verfassungs-
widrig. Aus dem Grundgesetz ergibt sich keine Verpflich-
tung des Bundes, von einer konkurrierenden Gesetzge-
bungszuständigkeit Gebrauch zu machen. Verfassungs-
rechtlich fragwürdig wird es aber, wenn und soweit die Län-
der ihrerseits den Schwarzen Peter an die Hochschulen wei-
ter geschoben haben. Der Gesetzesvorbehalt hat im Beam-
tenrecht eine besondere Ausprägung erfahren. Es ist grund-
sätzlich ausgeschlossen, die Alimentation des Beamten im
Wege der Delegation aus der strengen parlamentarischen
Entscheidungszuständigkeit zu entlassen. Der Parlaments-
vorbehalt, der im Bereich der Beamtenbesoldung gilt, ver-
langt vom Gesetzgeber, dass er die Grundlagen der Beam-
tenbesoldung selbst regelt und Letztentscheidungsspielräu-
me im Besoldungsvollzug nur begrenzt zur Verfügung stellt.
Es wäre demnach Aufgabe des Landesgesetzgebers gewe-
sen, Zuständigkeit, Verfahren und inhaltliche Kriterien für die
Gewährung von Leistungsbezügen in formell-gesetzlicher
Form zu entwickeln. Dieser Verpflichtung ist der Landesge-
setzgeber in den einzelnen Bundesländern auf durchaus un-
terschiedliche Weise nachgekommen. Eine Gegenüberstel-
lung der landesspezifischen W-Besoldungsregeln ergibt,
dass die formell-gesetzliche Regelungsdichte stark variiert.
In allen Bundesländern ist es im Ergebnis aber den Hoch-
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schulen überantwortet, im Wege von »Satzungen« oder
»Richtlinien« die Einzelheiten der Vergabe von Leistungs-
bezügen auszuformen. Ob die Technik einer Regelungsde-
legation auf die Hochschulen im Streitfall verfassungsge-
richtlicher Überprüfung standhält, muss bezweifelt werden. 
Schwerer noch als der potentielle verfassungsrechtliche Flur-
schaden wiegt der Schaden, der auf dem Berufungsmarkt
der Professorinnen und Professoren längst entstanden ist:
Die von Bundesland zu Bundesland unterschiedlichen Be-
soldungsregularien behindern die für den wissenschaftlichen
Wettbewerb denknotwendig vorausgesetzte Mobilität in un-
erträglicher Weise. Wie soll eine wettbewerbliche Mobilität
der Wissenschaftsakteure möglich sein, wenn im Hin und
Her von befristet oder unbefristet, als Einmalzahlung oder
fortlaufend gewährten, ruhegehaltsfähigen und nicht-ruhe-
gehaltsfähigen Leistungsbezügen, im Hin und Her von un-
terschiedlichen Zuständigkeiten und Verfahren die ökono-
mischen Rahmenbedingungen eines Ortswechsels mit un-
endlich vielen Unwägbarkeiten verbunden sind? 
Die Rückkehr zur alten, im Einzelnen aber auch trügerischen
Besoldungsidylle der C-Besoldung mag gegenüber den
skizzierten Ungereimtheiten der W-Besoldung das geringe-
re Übel sein, realistisch ist diese Option nicht. Einstweilen
bleibt abzuwarten, ob im bestehenden System der W-Be-
soldung die Rechtsprechung die notwendigen Reparatu-
ren veranlasst. Die Erfahrungen mit dem noch gar nicht zur
vollen Entfaltung gelangten Besoldungspartikularismus in
Deutschland lassen, sollte die Föderalismusreform diese
Entwicklung fortsetzen, nichts Gutes erwarten. Alle Hoff-
nung richtet sich dann auf ein hoffnungslos überfordertes
Instrument: Das der Koordination der Bundesländer. Und
doch wäre dies die einzige Hoffnung – dass die Bundes-
länder mit vereinten Kräften die W-Besoldung zu einem wis-
senschaftsadäquaten und verfassungskonformen Besol-
dungssystem weiter entwickeln. 
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